
A Z  FLr9494 Schaan 112. Jahrgang Nr. 146 Dienstag,  3. Juli 1990 

Erscheint Montag, Dienstag, Mittwoch, Donnerstag, Freitag und Samstag • Jeden Donnerstag Grossauflage • Amtliches Publikationsorgan • Tel. (075) 2 42 42 • Einzelpreis: 60 Rp. 

«Drehscheibenfunktion» des liechtensteinischen Finanzplatzes? 
Bericht der Eidg. Bankenkommission über die Finanzbeziehungen zwischen dem Fürstentum Liechtenstein und der Schweiz veröffentlicht 

(G.M.) - Die Schweiz anerkennt die 
Bestrebungen Liechtensteins, auf dem 
Sektor der Finanzen eine Annäherung an 
internationale Standards zu erreichen, 
gleichzeitig jedoch weist sie auf Unter
schiede zwischen der Schweiz und Liech
tenstein in den Bereichen der Bankenauf
sicht, der Steuergesetzgebung und der 
Sorgfaltspflichtvereinbarung hin. In Bem 
wurde gestern ein Bericht der Eidgenössi
schen Bankenkommission über die «Fi
nanzbeziehungen zwischen dem Fürsten
tum Liechtenstein und der Schweiz» ver
öffentlicht, in dem «neuralgische Punkte» 
untersucht werden, die mit einem «extre
men Regelungsgefälle» auch schweizeri
sche Interessen berühren. 

Einleitend heisst es in dem am Montag 
veröffentlichten Bericht der Bankenkom
mission, dass das liechtensteinische Ban
kensystem eng mit dem schweizerischen 
Finanzplatz verbunden sei und dabei eine 
eigentliche «Drehscheibenfunktion» aus
übe: «Durch die auch Kleinanlegern of
fenstehende Möglichkeit der verrech
nungssteuerfreien Schweizerfranken-An
lage werden Gelder aus der Schweiz an
gezogen, die zusammen mit den aus dem 
übrigen Ausland stammenden Kapitalien 
grösstenteils wieder im Schweizerischen 
Bankensystem plaziert werden. Der Ka-
pitalabfluss erhöht sich dann, wenn in 
den für das Finanzgeschäft sensiblen 
Rahmenbedingungen ein Regelungsge
fälle entsteht oder sich verstärkt.» 

Eine solche Situation ist nach der 
schweizerischen Bankenkommission an
fangs 1989 eingetreten, als die Bestim
mungen der revidierten schweizerischen 
Sorgfaltspflichtvereinbarung die anony
me Anlage von Vermögenswerten über 
Anwälte und Treuhänder im Schweizer 
Bankensystem erschwerten. Die Banken
kommission schätzt, dass aufgrund der 
unterschiedlichen Ausgestaltung der 
Sorgfaltspflichtvereinbarung rund 2 Mil
liarden Franken (etwa 1 Promille des den 
Banken in der Schweiz anvertrauten 
Kundenvermögens) nach Liechtenstein 
umgelagert wurden. 

Lücken in der Bankenaufsicht 
Die Untersuchung der schweizerischen 

Bankenaufsicht hat nach dem Bericht er
geben, dass in der liechtensteinischen 
Bankenau£sicht «zurzeit empfindliche 
Lücken» bestehen. Die Hauptmängel be
treffen nach dieser Darstellung die Orga
nisation der Aufsicht und die faktisch feh
lenden Eingriffsmöglichkeiten. Einen 
zweiten Problemkreis sieht der Bericht 
im «früher zurückhaltenden Einschreiten 
gegen Missbräuche im Parabankenbe-
reich». 

Allerdings hält die Bankenkommission 
dem Fürstentum Liechtenstein zugute, 
dass die Regierung mit einer verschärften 
Praxis im Parabankenbereich und der To
talrevision des Bankengesetzes ihren Wil
len zum Ausdruck gebracht habe, die 
«bestehenden Differenzen» abzubauen. 

Das Bankgeheimnis sieht die Kommis
sion, mit einem Vorbehalt, im wesentli
chen gleich ausgestaltet wie in der 
Schweiz: «Als bedeutendste Differenz 

dürfte nach der geplanten Einführung 
von Insider- und Geldwäschereistrafnorm 
und eines Rechtshilfegesetzes der Aus
schluss jeglicher 'Rechtshilfe auch in 
Steuerbetrugsfälleh'bleiben, der offenbar 
beibehalten werden soll. 
Verbesserung mit Reform des 
Gesellschaftsrechts 

Mit einem Blick auf die 1980 durchge
führte Reform dös liechtensteinischen 
Gesellschaftswesens hält die Banken
kommission in ihrem Bericht fest, dass 
wesentliche Verbesserungen in Kraft ge
treten seien, doch in Verbindung mit der 
Ausgestaltung des Steuerrechts für Sitz-
und Holdinggesellschaften weiterhin 
«Besonderheiten des, liechtensteinischen 
Gesellschaftswesens» bestünden, die 
«Missbräuche tendenziell erleichtern». 
Die Bankenkommission kritisiert in die
sem Zusammenhang, dass liechtensteini
sche Verwaltungsräte von Sitzgesellschaf
ten nach wie vor nicht immer genau über 

deren Aktivitäten im Bild seien. Auch sei 
der «Anonymitätsgrad im liechtensteini
schen Gesellschaftswesen» immer noch 
«beachtlich». 

Der Bericht führt im weiteren die Un
terschiede im Steuerrecht an und äussert 
sich positiv zu den Bestrebungen Liech
tensteins, Insider- und Geldwäscherei-
strafnormen nach schweizerischem Vor
bild zu schaffen. 

Weniger positiv äussern sich die Mit
glieder der vom Bundesrat eingesetzten 
Arbeitsgruppe über die Sorgfaltspflicht
vereinbarung, die zwar die gleiche Ziel
setzung wie die schweizerische Vereinba
rung verfolge, im einzelnen aber doch 
erhebliche Unterschiede aufweise. Nach 
ihrer Auffassung ergäbe sich «eine 
schwer erträgliche Regelungsdifferenz», 
wenn in naher Zukunft «anonyme Ver
mögensanlagen über Anwälte und Treu
händer nur in der Schweiz, nicht aber in 
Liechtenstein verunmöglicht würden. 

Ja zum Leistungsakzent der staatlichen Besoldung 
Der Landtag hat ein neues Besoldungsgesetz in erster Lesung zur Kenntnis genommen und durchberaten 

(G.M.) - Grundsätzlich war die Geset
zesvorlage der Regierung zur Schaffung 
eines neuen Besoldungsgesetzes für die 
Beamten und Staatsangestellten im Land
tag unbestritten. Zustimmend sprachen 
sich die FBP-Abgeordneten Dr. Dieter 
Walch, Martin Jehle, Carl Kaiser und Dr. 
Ernst Walch sowie der VU-Abgeordnete 
Alfons Schadler für die Vorlage aus, ver
hehlten aber im Detail nicht verschiedene 
Einzelheiten, die nach ihrer Auffassung 
geändert oder verbessert werden sollten. 
Begrüsst wurde allgemein der von der 
Regierung formulierte Leistungsakzent, 
der künftig bei der Besoldung eine grös
sere Rolle spielen soll, doch wurden auch 
in dieser Hinsicht Vorbehalte aufgrund 
der schwierigen Leistungsbeurteilung an
gebracht. 

Nach einer ausgedehnten Eintretens
debatte, an der sich vor allem FBP-Abge-
ordnete beteiligten, nahm der Landtag 
die erste Lesung des Gesetzesentwurfes 
vor, in deren Verlaufe vorwiegend Anre

gungen und Vorschläge in bezug auf die 
Lehrer und Landrichter, teilweise auch 
hinsichtlich der Polizisten gemacht wur
den. Von notwendigen Anpassungen der 
Besoldung der Beamten und Staatsange
stellten sprach der VU-Abgeordnete Al
fons Schädler, der damit auf den Kern 
der Vorlage hinwies. Einerseits soll die 
Besoldungsfrage neu geregelt werden, 
auf der anderen Seite gibt die Neurege
lung den Anlass, umauch Lohnanpassun
gen nach oben- Vorzunehmen. Der von 
der Regierung erwähnte Leistungsakzent 
bei der Besoldung des Staatspersonals 
wurde vor allem vom FBP-Abgeordneten 
Dr. Dieter Walch begrüsst, der sich bei 
den Landrichtern eine von der Staatsver
waltung unabhängigere Besoldungsstra
tegie vorstellen könnte. Mit diesem Hin
weis möchte er vor allem die Unabhän
gigkeit der Justiz unterstreichen. 

Obwohl er das Leistungsprinzip grund
sätzlich auch begrüsste, setzte Carl Kaiser 

(FBP) einige Fragezeichen hinter die Lei-
stungsermittlung bei den Lehrpersonen. 
Die vorgeschlagenen Löhne der Land
richter sind nach seiner Ansicht niedriger 
als vergleichbare Tätigkeiten der Privat
wirtschaft, was für die künftige Rekrutie
rung von ausgewiesenen Richtern eine 
Belastung darstellen könnte. 

Nach Ansicht des FBP-Abgeordneten 
Dr. Ernst Walch hat der Staat auf der 
unteren Ebene die Konkurrenzfähigkeit 
bei der Besoldung zweifellos erreicht, 
doch besteht auf der obersten Ebene 
nach seinen Ausführungen zu wenig fi
nanzieller Anreiz, um eine solch grosse 
Verantwortung auf sich zu nehmen. Für 
konkurrenzfähige und leistungsbezogene 
Löhne für die Staatsangestellten und Be
amten sprach sich auch der FBP-Abge-
ordnete Martin Jehle aus, der aber ange
sichts der hohen Kosten für den Staat die 
Suche nach Rationalisierungsmassnah-
men befürwortete. 

Kein Kaufrausch am Tag danach 
DDR-Bürger geben neue D-Mark nur vorsichtig aus 

Berlin (AP) Die DDR-Bürger gehen 
mit der neuen D-Mark vorsichtig um: Am 
Montag nach der Währungsumstellung 
blieb der vielfach befürchtete Käuferan
sturm in Ost und West aus. Die meisten 
Kunden in Kaufhäusern und Läden der 
DDR stellten hauptsächlich Preisverglei
che an und studierten die über Nacht mit 
Westwaren gefüllten Regale. In den Ban
ken, wo am Sonntag der Geldumtausch 
begonnen hatte, herrschte kaum noch 
Andrang. Auch in Westberlin und den 
bundesdeutschen Grenzgebieten ging es 
nicht wesentlich geschäftiger zu als sonst. 

Bei ihrem ersten Einkauf mit D-Mark 
fanden die DDR-Bürger in ihren Ge
schäften kaum .mehr Ostware vor. Das 
heimischen Angebot beschränkte sich 
meist auf Grundnahrungsmittel wie Zuk-
ker, Mehl, Milch und Brötchen. Gekauft 
wurden zumeist Waren des täglichen Be
darfs, nachdem in den Tagen vor Inkraft
treten der Währungsunion die Regale im
mer leerer geworden waren. Die Kauf
häuser in Ostberlin, die mit westlichen 
Partnern zusammenarbeiten, präsentier
ten sich nun in neuer Aufmachung und 
neuem Angebot. Das Preisgefüge ent
sprach in etwa dem im Westteil der Stadt. 

Die neuen D-Mark-Preise lösten den
noch Erstaunen aus. So wurden beispiels
weise Brot und Milch in der DDR deut
lich teurer. Kaffee dagegen, der bisher 
bis zu 17,50 DDR-Mark kostete, ist jetzt 
für 6,99 und 7,99 Mark zu haben. Süd
früchte wurden wesentlich billiger, 
Fleisch und Wurstwaren von sichtlich 
besserer Qualität als bisher wiederum 
teurer. Der grösste. Andrang in den Wa

renhäusern herrschte in den Elektronik
abteilungen. Viel gekauft wurden Video
geräte oder Computer. 

D-Mark gestärkt 
Frankfurt (AP) Am Tag nach der Wäh

rungsunion beider deutscher Staaten sind 
sowohl der Kurs der D-Mark als auch die 
Aktienkurse kräftig gestiegen. In Frank
furter Finanzkreisen hiess es, die Märkte 
honorierten so den bisher reibungslosen 
Verlauf der Währungsumstellung sowie 
die Hinweise, dass sich die Menschen in 
der DDR nicht in einen inflationsträchti
gen Kaufrausch stürzten. Die kurzfristig 
veränderlichen Zinssätze tendierten et
was entspannter als in der vergangenen 
Woche. 

Im Verhältnis zum US-Dollar gewann 
die D-Mark am Montag mehr als einein
halb Pfennig hinzu: Der am Frankfurter 
Devisenmarkt ermittelte amtliche Mittel
kurs des Dollars fiel dementsprechend 
von 1,6715 Mark am Freitag auf 1,6538 
Mark. 

An der Frankfurter Aktienbörse klet
terten die Kurse am Montag auf breiter 
Front nach oben. Der Deutsche Aktie
nindex (DAX) stieg um mehr als 35 
Punkte oder 1,9 Prozent auf/1915,30. 
Auch hierfür machten die Wertpapier
händler die problemlose Einführung der 
D-Mark in der DDR verantwortlich. 

Die DDR schwimmt seit dem 
1. Juli 1980 in marktwirtschaft
lich orientierten «Gewässern». 

(Copyright: Cosmopress) 

Bonus-Modelle der 
Krankenkassen 

Bern (AP) Krankenkassen dürfen ab 
kommendem Jahr versuchsweise eine Bo
nusversicherung anbieten. Dabei muss 
der Einstiegsbeitrag zehn Prozent über 
dem Ansatz der gängigen Krankenversi
cherung liegen, und die maximale Prä
mienreduktion darf 45 Prozent nicht 
übersteigen. Dies hat das Eidgenössische 
Departement des Innern (EDI) in den 
Ausführungsbestimmungen zu der vom 
Bundesrat im vergangenen Dezember be
schlossenen Bonusversicherung festge
legt. 

Die Bonusversicherung ist wie die 
gleichzeitig zugelassene Gesundheitskas
se HMO eine Alternative zur ordentli
chen Krankengrundversicherung. Damit 
will der Bundesrat die Versicherten und 
die Leistungserbringer zu kostenbewus-
sterem Verhalten ermuntern. Grundidee 
des von der Autohaftpflicht her bekann
ten Bonusmodells ist, dass jene Versi
cherten mit Prämienreduktioneri belohnt 
werden, die während mehr als einem Jahr 
keine Versicherungsleistung beanspru
chen. Ausgenommen sind Mutterschafts
leistungen und Vorsorgeuntersuchungen, 
um die Bildung von Kassen mit «guten 
Risiken» zu verhindern und einen Mini
malschutz aufrechtzuerhalten. 

Die nach Anhörung des Konkordats 
der Schweizerischen Krankenkassen erar
beitete und am Montag publizierte Aus-

i führungsverordnung sieht folgendes vor: 
Der Ausgangsbeitrag beim Eintritt in 
eine Bonusversicherung muss um zehn 
Prozent, monatlich mindestens zehn 
Franken und bei Minderjährigen minde
stens fünf Franken höher sein als der 
Beitrag an die übliche Grundversiche
rung. 

FL-Firmen in der 
«Bilanz»-Starparade 

Liechtensteinische Firmen und Banken 
sind auch dieses Jahr in der vom Wirt
schaftsmagazin «Bilanz» der «100 besten» 
enthalten. Die «Bilanz»-100-Starparade 
basiert auf der Berechnung der effektiven 
Ertragsleistung des eingesetzten Aktien-
und PS-Kapitals. Ermittelt werden auf 
diese Weise die 100 Unternehmen, die 
den grössten Gewinnzuwachs erzielten. 

Zu den «Aufsteigern» (auf Rang 23) 
gehört die Verwaltung«- und Privat-Bank 
AG, Vaduz, die einen überdurchschnittli
chen Gewinnzuwachs je Aktionärsfran
ken im Vergleich zum Vorjahr erzielt 
haben. 

In der Kategorie der «grössten Ge
winnverstecker», bei denen der geschätz
te echte und der ausgewiesene Gewinn. 
am meisten abweicht, sind die Bank in 
Liechtenstein (Rang 10), die Liechten
steinische Landesbank (Rang 29), Hilti 
AG (Rang 31) und Verwaltungs- und Pri
va tbank (Rang 33) vertreten. Aber auch 
in der Hitliste nach echten Gewinnen gibt 
es noch mit Hilti AG (Rang 27) und Bank 
in Liechtenstein (Rang 30) zwei liechten
steinische Unternehmen. 

Bei der «Branchenbesten) figurieren 
die Liechtensteinische Landesbank auf 
Rang 5 und die Verwaltungs- und Privät-
Bank A G  auf dem 12. Rang. Und 
schliesslich sind bei den «Gewinnfavori
ten 1990», die nach den Erwartungen der 
«Bilanz» den grössten Gewinnzuwachs 
erzielen werden, wiederum Hilti AG 
(Rang 24) und Bank in Liechtenstein 
(Rang 37) vertreten. Die in Vaduz domi-
zilisierte Euroactividade rangiert hier so
gar auf Platz 12. 
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